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HÄRTING Rechtsanwälte, Europabeauftragter des Informationsrechtsausschusses des DAV 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs und des Einführungsgesetzes 

zum Bürgerlichen Gesetzbuche in Umsetzung der EU-Richtlinie zur besseren Durchsetzung und 

Modernisierung der Verbraucherschutzvorschriften der Union und zur Aufhebung der Verordnung 

zur Übertragung der Zuständigkeit für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 auf 

das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 

I. Grundsätzliches 

Der DAV hat sich in einer kurzen Stellungnahme nachdrücklich kritisch geäußert zu der stückweisen 

Umsetzung verschiedener Richtlinien in unterschiedlichen Gesetzespaketen. Dies erschwert allen 

Beteiligten den Überblick 

(https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellungnahmen/2020/Downloads/112

520_Stellungnahme_Kaufhold_RefE_RLDI.pdf;jsessionid=678CC3E65ED7B67A80CCB701758A40FA.1_

cid297?__blob=publicationFile&v=4). 

II. Gesetzesänderungen, die nicht der Umsetzung der Richtlinie dienen und daher einer 

besonders kritischen Prüfung bedürfen 

 

1. Art. 246a § 1 Satz 1 EGBGB („personalisierte Preise“) 

„Der Unternehmer ist nach § 312d Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs verpflichtet, dem 

Verbraucher folgende Informationen zur Verfügung zu stellen: 

6. gegebenenfalls den Hinweis, dass der Preis auf der Grundlage einer automatisierten 

Entscheidungsfindung personalisiert wurde“ 

 

2. Art. 246a § 3 Satz 1 EGBGB (Klarstellung im Nachgang zum Walbusch-Urteil des EuGH) 

„Soll ein Fernabsatzvertrag mittels eines Fernkommunikationsmittels geschlossen werden, das nur 

begrenzten Raum oder begrenzte Zeit für die dem Verbraucher zu erteilenden Informationen bietet, 

ist der Unternehmer verpflichtet, dem Verbraucher mittels dieses Fernkommunikationsmittels 

zumindest folgende Informationen zur Verfügung zu stellen: 

4. gegebenenfalls die Bedingungen, die Fristen und das Verfahren für die Ausübung des 

Widerrufsrechts nach § 355 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs“ 

 

3. Art. 246 d EGBGB (überschießende Informationspflichten für Online-Marktplätze) 

„§ 1 Informationspflichten 

Der Betreiber eines Online-Marktplatzes muss den Verbraucher informieren 

2. falls dem Verbraucher auf dem Online-Marktplatz das Ergebnis eines Vergleichs von Waren, 

Dienstleistungen oder digitalen Inhalten präsentiert wird, über die Anbieter, die bei der Erstellung 

des Vergleichs einbezogen wurden, 

3. gegebenenfalls darüber, dass es sich bei ihm und dem Anbieter der Waren, Dienstleistungen oder 

digitalen Inhalte um verbundene Unternehmen im Sinne von § 15 des Aktiengesetzes handelt, 
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6. gegebenenfalls darüber, in welchem Umfang der Anbieter der Waren, Dienstleistungen oder 

digitalen Inhalte sich des Betreibers des Online-Marktplatzes bei der Erfüllung von Verbindlichkeiten 

aus dem Vertrag mit dem Verbraucher bedient, und darüber, dass dem Verbraucher hierdurch keine 

eigenen vertraglichen Ansprüche gegenüber dem Betreiber des Online-Marktplatzes entstehen, und 

(statt RL: „gegebenenfalls wie die sich aus dem Vertrag ergebenden Verpflichtungen zwischen dem 

Dritten, der die Waren, Dienstleistungen oder digitalen Inhalte anbietet, und dem Anbieter des 

Online-Marktplatzes aufgeteilt werden, wobei diese Information die Verantwortung, die der Anbieter 

des Online-Marktplatzes oder der dritte Unternehmer in Bezug auf den Vertrag im Rahmen anderer 

Vorschriften des Unionsrechts oder des nationalen Rechts hat, nicht berührt.) 

7. falls ein Anbieter eine Eintrittsberechtigung für eine Veranstaltung weiterverkaufen will, ob und 

gegebenenfalls in welcher Höhe der Veranstalter nach Angaben des Anbieters einen Preis für den 

Erwerb dieser Eintrittsberechtigung festgelegt hat.“ 


